
 

  

S 16 KR 2156/19

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 4
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze 1. Eine mit einfacher E-Mail übermittelte

Aufforderung zur Vorlage von
monatlichen Gehaltsnachweisen stellt
keinen mit einer Anfechtungsklage
angreifbaren Verwaltungsakt dar, wenn
die behördliche Maßnahme nach ihrem
objektiven Erklärungsgehalt nicht darauf
gerichtet ist, die Rechtsfolge, d.h. die
Verpflichtung zu einer bestimmten
Auskunft, kraft hoheitlicher Gewalt mit
unmittelbarer Wirkung nach außen
abschließend verbindlich zu regeln.
2. Die elektronische Form i.S. von § 33
Abs. 2 Satz 1 SGB X wird nur durch eine
qualifiziert signierte Datei gewahrt, die
den Maßgaben der Verordnung über den
elektronischen Rechtsverkehr entspricht.
3. Wenn der Widerspruchsbescheid den
Widerspruch mangels Vorliegens eines
Verwaltungsaktes als unzulässig
zurückweist, wird der
Nichtverwaltungsakt (hier: einfache E-
Mail) trotz der durch § 95 SGG
angeordneten prozessualen Einheit nicht
zum Verwaltungsakt. In einem solchen
Fall kann der Widerspruchsbescheid mit
der Anfechtungsklage isoliert angegriffen
werden.

Normenkette SGB 10 § 31 S 1
SGB 10 § 33 Abs 2 S 1
SGG § 54 Abs 1 S 1
SGG § 56a
SGG § 95
SGB 1 § 36a Abs 2 S 2
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1. Instanz

Aktenzeichen S 16 KR 2156/19
Datum 29.08.2019

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 KR 3138/19
Datum 19.06.2020

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Freiburg
vom 29. August 2019 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten auch des Berufungsverfahrens sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die ZulÃ¤ssigkeit der Anforderung von monatlichen
Gehaltsnachweisen zur Beitragsfestsetzung streitig.

Der 1970 geborene KlÃ¤ger ist seit 1. Juli 2016 bei der Beklagten bzw. deren
RechtsvorgÃ¤ngerin (nachfolgend einheitlich als Beklagte bezeichnet) als
freiwilliges Mitglied krankenversichert und bei deren Pflegekasse sozial
pflegeversichert. Der KlÃ¤ger Ã¼bt in der Schweiz als GrenzgÃ¤nger eine
BeschÃ¤ftigung als Dozent aus, aus der er unregelmÃ¤Ã�ige EinkÃ¼nfte erzielt.

Die Beklagte erhob auf der Grundlage der vom KlÃ¤ger geschÃ¤tzten EinkÃ¼nfte
BeitrÃ¤ge zur Kranken- und Pflegeversicherung â�� unter dem Vorbehalt einer
nachtrÃ¤glichen Korrektur â�� zunÃ¤chst unter Zugrundelegung der
Mindestbemessungsgrundlage. Mit Bescheid vom 19. Dezember 2017 hob die
Beklagte nach Vorlage des Einkommensteuerbescheids fÃ¼r 2016 die vorlÃ¤ufigen
Beitragsbescheide auf und setzte die BeitrÃ¤ge fÃ¼r die Zeit ab 1. Juli 2016 unter
Zugrundelegung von monatlichen EinkÃ¼nften in HÃ¶he von 2.398,75 EUR (1/12
der EinkÃ¼nfte ausweislich des Einkommensteuerbescheids fÃ¼r 2016) fest,
wodurch sie eine Nachzahlung von 4.553,77 EUR errechnete. Mit weiterem Bescheid
vom 19. Januar 2018 setzte sie unter Zugrundelegung dieser EinkÃ¼nfte auch die
monatlichen BeitrÃ¤ge ab 1. Januar 2018 fest. Gegen diese Bescheide erhob der
KlÃ¤ger Widerspruch und machte geltend, die BeitrÃ¤ge seien lediglich aus dem ab
1. Juli 2016 erzielten Einkommen zu berechnen. Das bis 30. Juni 2016 erzielte
Einkommen sei bereits bei der Beitragserhebung durch die AOK Baden-
WÃ¼rttemberg berÃ¼cksichtigt worden. Mit Abhilfebescheid vom 11. Mai 2018
nahm die Beklagte die Bescheide vom 19. Dezember 2017 und 19. Januar 2018
zurÃ¼ck und berechnete mit Bescheid vom 14. Mai 2018 die BeitrÃ¤ge ab 1. Juli
2016 neu, wobei sie der Beitragsbemessung den Einkommensteuerbescheid fÃ¼r
2016 sowie die vom KlÃ¤ger vorgelegten Honorarabrechnungen zu Grunde legte
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und einen Nachzahlungsbetrag von 2.549,08 EUR ermittelte. Gegen diese
Bescheide erhob der KlÃ¤ger Widerspruch und machte geltend, die
Beitragsbemessung nach dem tatsÃ¤chlich erzielten, monatlich wechselnden
Einkommen sei rechtswidrig. Der Beitragsbemessung seien die Einnahmen des
gesamten Kalenderjahres zu einem ZwÃ¶lftel zugrunde zu legen. Gegen den die
WidersprÃ¼che zurÃ¼ckweisenden Widerspruchsbescheid vom 14. August 2018
erhob der KlÃ¤ger beim Sozialgericht Freiburg (SG) Klage. Das Verfahren ist unter
dem Aktenzeichen S 11 KR 3662/18 anhÃ¤ngig.

Mit Bescheid vom 15. Januar 2019 setzt die Beklagte â�� zugleich handelnd fÃ¼r
ihre Pflegekasse â�� die BeitrÃ¤ge des KlÃ¤gers zur Kranken- und
Pflegeversicherung wegen der Absenkung des Zusatzbeitrags auf 0,98 Prozent ab 1.
Januar 2019 unter Zugrundelegung der Mindestbemessungsgrundlage vorlÃ¤ufig
mit monatlich 189,81 EUR fest.

Ausgangspunkt des vorliegenden Verfahrens ist der dem KlÃ¤ger mit Schreiben
vom 12. Februar 2019 Ã¼bersandte Einkommensfragebogen, mit dem die Beklagte
um Angaben zu seinen monatlichen/jÃ¤hrlichen EinkÃ¼nften bat. Mit E-Mail vom
15. Februar 2019 wandte sich der KlÃ¤ger sodann an die Beklagte und teilte mit, er
kÃ¶nne den online-Einkommensfragebogen nicht ausfÃ¼llen. Sein Gehalt sei von
seinem Abruf als Dozent abhÃ¤ngig, wechsele monatlich und kÃ¶nne demnach
nicht vorhergesagt werden. Entsprechende Angaben seien dort nicht mÃ¶glich.
Nach einer telefonischen Bitte um Mitteilung, wie er den Einkommensfragebogen
ausfÃ¼llen solle, und Erinnerung mit E-Mail vom 19. MÃ¤rz 2019 bekrÃ¤ftigte der
KlÃ¤ger mit E-Mail vom 20. MÃ¤rz 2019, dass er die gewÃ¼nschte Auskunft erst
dann erteilen kÃ¶nne, wenn er die schriftlichen Vorgaben zum AusfÃ¼llen des
Fragebogens erhalten habe. Er kÃ¶nne nicht einfach etwas anderes in den
Fragebogen schreiben, als dort erfragt werde. Es verstehe sich von selbst, dass die
gewÃ¼nschten Informationen zur Bemessung der BeitrÃ¤ge geeignet und
erforderlich sein mÃ¼ssten. Unkorrekte Auskunftsbegehren werde er auf dem
Widerspruchsweg anfechten. Es handele sich um Verwaltungsakte und der
Widerspruch hÃ¤tte in einem solchen Fall aufschiebende Wirkung. Nach
Ã�bersendung eines Einkommensfragebogens in Papierform (Schreiben der
Beklagten vom 20. MÃ¤rz 2019) wandte sich der KlÃ¤ger mit E-Mail vom 22. MÃ¤rz
2019 erneut an die Beklagte und bat um schriftliche Mitteilung, wie er den
Fragebogen ausfÃ¼llen solle, weil er keine monatlich gleichbleibenden Zahlungen
erhalte, sondern Ã¼ber schwankende Einnahmen verfÃ¼ge und in einzelnen
Monaten gar kein Gehalt beziehe. Bei dem Papierexemplar stelle sich dieselbe
Frage wie bei dem elektronischen Fragebogen. Die zustÃ¤ndige Sachbearbeiterin
der Beklagten teilte dem KlÃ¤ger daraufhin mit E-Mail vom 27. MÃ¤rz 2019 mit, es
sei vÃ¶llig ausreichend, wenn er die durchschnittliche HÃ¶he (mit
BerÃ¼cksichtigung der Monate ohne Einkommen) seines Einkommens auf dem
Fragebogen angebe. Anhand dessen wÃ¼rden die BeitrÃ¤ge mit diesen Werten
vorbehaltlich und nach Erhalt des Steuerbescheids korrigiert berechnet. Aus
verwaltungstechnischen GrÃ¼nden sei es leider nicht mÃ¶glich, die BeitrÃ¤ge fÃ¼r
jeden Monat erneut zu berechnen. Der Gesetzgeber sehe deshalb vor, das
durchschnittliche Jahreseinkommen anzusetzen und dies auf den Monat
umzurechnen. Mit E-Mail vom 8. April 2019 Ã¼bersandte der KlÃ¤ger sodann den
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unter dem 24. MÃ¤rz 2019 ausgefÃ¼llten Einkommensfragebogen, in dem er
BruttoeinkÃ¼nfte aus unselbststÃ¤ndiger BeschÃ¤ftigung in HÃ¶he von
durchschnittlich monatlich 1.094,00 EUR und jÃ¤hrlich 13.128,00 EUR angab, sowie
den Einkommensteuerbescheid fÃ¼r 2017 vom 21. Juni 2018, der EinkÃ¼nfte aus
nichtselbstÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit in HÃ¶he von 13.128,00 EUR ausweist. Mit E-Mail
vom 9. April 2019 wandte sich die zustÃ¤ndige Sachbearbeiterin der Beklagten
sodann erneut an den KlÃ¤ger und fÃ¼hrte aus, wie er wisse, befinde sich sein Fall
momentan in einem Rechtsstreit. Nach Information dessen habe sie ihre Aussage
vom 27. MÃ¤rz 2019 zurÃ¼ckgezogen. Daher bitte Sie, die letzten monatlichen
Gehaltsnachweise einzureichen, damit der Beitrag neu berechnet werden kÃ¶nne.
Der KlÃ¤ger trat diesem Verlangen mit E-Mail vom 10. April 2019 entgegen und
fÃ¼hrte aus, sie â�� die Sachbearbeiterin â�� habe nichts zurÃ¼ckgezogen. Bereits
anlÃ¤sslich des gefÃ¼hrten Telefonats habe er auf den Rechtsstreit hingewiesen
und noch zehn Tage spÃ¤ter habe sie schriftlich an der Vorgehensweise, wonach
ein Durchschnittseinkommen zugrunde zu legen sei, festgehalten. Demnach habe
sie in Kenntnis des Rechtsstreits und der dort gemachten Aussage gehandelt. Ein
Auskunftsersuchen wolle sie bitte "fÃ¶rmlich und mit Rechtsbehelfsbelehrung" an
ihn richten. Er habe ja bereits zuvor nachgewiesen, dass die Rechtsprechung
Auskunftsersuchen als Verwaltungsakt behandele, gegen den ein Widerspruch
mÃ¶glich sei und der dann aufschiebende Wirkung habe. Mit E-Mail vom 8. Mai
2019 wandte sich die Sachbearbeiterin der Beklagten sodann wie folgt an den
KlÃ¤ger:

"Entschuldigen Sie die verzÃ¶gerte Antwort. Es lief ein Schriftverkehr mit Ihrem
Rechtsanwalt. Dieser wurde Ã¼ber das weitere Verfahren bereits informiert. Von
dem Rechtsstreit wurde ich erst nach meiner Aussage in Kenntnis gesetzt. Daher
bitte ich Sie erneut mir Ihre letzten monatlichen Gehaltsnachweise zu Ã¼bermitteln
damit ich Ihren Beitrag neu berechnen kann. Herzlichen Dank."

Mit der Beklagten per Fax Ã¼bermittelten Schreiben vom 8. Mai 2009 legte der
KlÃ¤ger "gegen das Auskunftsersuchen vom 08.05.2019" Widerspruch ein und
fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung aus, er rÃ¼ge zunÃ¤chst, dass dem Auskunftsersuchen
keine Rechtsbehelfsbelehrung beigefÃ¼gt gewesen sei, obwohl es einen
Verwaltungsakt darstelle. Inhaltlich verstoÃ�e das Auskunftsersuchen gegen das
Erforderlichkeitsgebot des Â§ 206 Abs. 1 Nr. 1 FÃ¼nftes Buch Sozialgesetzbuch
(SGB V). Die BeitrÃ¤ge seien aus dem im Steuerbescheid ersichtlichen
Jahreseinkommen dergestalt zu ermitteln, dass ein monatliches
Durchschnittseinkommen zu bilden sei. Er verweise insoweit auf seinen Vortrag im
Verfahren S 11 KR 3662/18. Die Auskunft sei deshalb objektiv zur
Beitragsberechnung ungeeignet, daher nicht erforderlich und mithin unzulÃ¤ssig.

Mit E-Mail vom 9. Mai 2019 fÃ¼hrte die Sachbearbeiterin der Beklagten sodann aus,
die Anforderung seiner Gehaltsnachweise sei kein Verwaltungsakt, weshalb nicht
die MÃ¶glichkeit bestehe, einen rechtsgÃ¼ltigen Widerspruch einzulegen.
GemÃ¤Ã� Â§ 206 Abs. 1 Nr. 1 und 2 SGB V sei der KlÃ¤ger zur Vorlage der
angeforderten Dokumente verpflichtet; die Verpflichtung umfasse Unterlagen
jeglicher Art. Jeglicher Auskunfts-, Mitteilungs- oder Vorlagepflicht sei
unverzÃ¼glich, d.h. ohne schuldhaftes ZÃ¶gern nachzukommen. Sie fordere ihn
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daher erneut auf, der Beklagten seine letzten monatlichen Gehaltsnachweise
zukommen zu lassen. Sollte er der Aufforderung nicht innerhalb der nÃ¤chsten zwei
Wochen nachkommen, sei die Beklagte gezwungen, ihn wegen fehlender
Mitwirkung nach Â§ 240 Abs. 1 SGB V und Â§ 6 Abs. 5
BeitragsverfahrensgrundsÃ¤tze Selbstzahler in den HÃ¶chstbetrag einzustufen.
Nachdem er wegen fehlender Mitwirkung mit dem HÃ¶chstbeitrag eingestuft
worden sei, erhalte er einen Beitragsbescheid, gegen den er innerhalb der dort
genannten Frist Widerspruch einlegen kÃ¶nne. In seiner knapp anderthalb Stunden
spÃ¤ter verfassten Antwort-E-Mail fÃ¼hrte der KlÃ¤ger u.a. aus, die geÃ¤uÃ�erte
Auffassung sei "Unsinn"; nachdem die Beklagte Folgen androhe, handele sie
hoheitlich, so dass nichts anderes als ein Verwaltungsakt vorliege. Mit Schreiben
vom 9. Mai 2019 wandte sich die Sachbearbeiterin unter Bezugnahme auf diesen E-
Mail-Schriftwechsel sodann mit dem Hinweis an den KlÃ¤ger, die Konsequenz der
fehlenden Mitwirkung, also die Einstufung in die HÃ¶chstbemessung, sei kein
Verwaltungsakt. Dies sei lediglich eine AnhÃ¶rung. Daher werde sie ihn nun
letztmals bitten, seiner Mitwirkungspflicht innerhalb von zwei Wochen
nachzukommen und die angeforderten Gehaltsnachweise einzureichen, da sie
ansonsten dazu gezwungen sei, ihn in die HÃ¶chstbemessung wegen fehlender
Mitwirkung einzustufen. Gegen den Beitragsbescheid wegen Einstufung in den
HÃ¶chstbeitrag kÃ¶nne er innerhalb der dort genannten Frist Widerspruch einlegen.

Am 10. Mai 2019 erhob der KlÃ¤ger beim SG mit dem Begehren UntÃ¤tigkeitsklage
(S 13 KR 2000/19), die Beklagte zu verurteilen, Ã¼ber den Widerspruch vom 8. Mai
2019 zu entscheiden. DarÃ¼ber hinaus beantragte er, die aufschiebende Wirkung
des Widerspruchs (S 13 KR 1999/19 ER) anzuordnen.

Mit Widerspruchsbescheid vom 21. Mai 2019 wies die Beklagte â�� zugleich im
Namen der Pflegekasse â�� den Widerspruch des KlÃ¤gers vom 8. Mai 2019
zurÃ¼ck. Der Widerspruch sei mangels Verwaltungsakt unzulÃ¤ssig und im
Ã�brigen auch unbegrÃ¼ndet. Eine VerfÃ¼gung, Entscheidung oder andere
hoheitliche MaÃ�nahme, die eine Rechtsfrage regeln solle und einen
Verwaltungsakt darstellen kÃ¶nne, sei bei den E-Mail-Nachrichten vom 27. MÃ¤rz,
8. und 9. Mai 2019 und dem Schreiben vom 9. Mai 2019 nicht ersichtlich. Das
bloÃ�e Anfordern von Einkommensnachweisen und die Darstellung der
beitragsrechtlichen Konsequenzen bei fehlender Mitwirkung enthalte keine
Regelung zur Beitragsbemessung und sei deshalb kein Verwaltungsakt im Sinne des
Â§ 31 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X). Die Anforderung von erforderlichen
Einkommensnachweisen als Vorbereitungshandlung zur Neuberechnung der
freiwilligen BeitrÃ¤ge sei deshalb nicht anfechtbar. Die genannten E-Mail-
Nachrichten entsprÃ¤chen im Ã�brigen auch nicht der erforderlichen Schriftform
gemÃ¤Ã� Â§ 33 Abs. 2 SGB X. FÃ¼r freiwillige Mitglieder richte sich die
Beitragsbemessung nach Â§ 240 SGB V in Verbindung mit den
BeitragsverfahrensgrundsÃ¤tzen Selbstzahler, wobei je nach Einkommensart
beschrieben sei, wie der Einkommensnachweis zu erfolgen habe. So bestimme Â§ 6
Abs. 3 Nr. 2, dass der Nachweis fÃ¼r Arbeitsentgelt, DienstbezÃ¼ge und
vergleichbare Einnahmen immer Ã¼ber eine Entgeltbescheinigung zu fÃ¼hren sei.
Insoweit habe der Versicherte gemÃ¤Ã� Â§ 206 SGB V eine Mitteilungspflicht. FÃ¼r
die monatlich wechselnde Beitragsbemessung sei daher die Vorlage der laufenden
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Gehaltsabrechnungen fÃ¼r die DozententÃ¤tigkeit in der Schweiz erforderlich. Die
Aufforderung, die entsprechenden Unterlagen vorzulegen, verstoÃ�e mithin nicht
gegen Â§ 206 SGB V.

Am 22. Mai 2019 erhob der KlÃ¤ger beim SG (S 16 KR 2156/19) mit dem Antrag
Klage, den Widerspruchsbescheid der Beklagten vom 21. Mai 2019 aufzuheben und
festzustellen, dass die Anforderung zur Vorlage der einzelnen Gehaltsabrechnungen
unzulÃ¤ssig sei. Nachfolgend Ã¤nderte der KlÃ¤ger seinen Antrag dahingehend, den
Bescheid vom 8. Mai 2019 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 21. Mai
2019 aufzuheben. Den Feststellungsantrag hielt er wegen der SubsidiaritÃ¤t der
Feststellungsklage nicht mehr aufrecht. Er vertrat die Auffassung, dass die E-Mail
vom 8. Mai 2019 als Verwaltungsakt zu qualifizieren sei. Ein solcher kÃ¶nne formlos
ergehen, so dass Schriftform nicht erforderlich sei. Im Ã�brigen sei nicht relevant,
ob die BehÃ¶rde die Formalien fÃ¼r einen Bescheid einhalte. Ein
Auskunftsersuchen sei als Verwaltungsakt einzustufen. Insoweit verwies er auf das
Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts (LSG) vom 22. April 2015 (L 8 AS
223/14), finanzgerichtliche Entscheidungen, insbesondere des Bundesfinanzhofs
(BFH) sowie eine Literaturstelle, wonach ein Auskunftsersuchen nach Â§ 57 Zweites
Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) ebenfalls als Verwaltungsakt eingeordnet werde.
Zudem sei der Widerspruch begrÃ¼ndet, da nur erforderliche Unterlagen
vorzulegen seien. Die Beklagte habe kein schrankenloses Recht, Unterlagen zu
fordern, sondern habe das Gebot der Erforderlichkeit zu beachten. Unterlagen, die
zur Beitragsberechnung nicht erforderlich seien, mÃ¼sse der Versicherte nicht
vorlegen. Mithin sei eine monatlich wechselnde Beitragsberechnung unzulÃ¤ssig,
vielmehr sei ein durchschnittlicher Monatslohn aus dem aus dem Steuerbescheid
ersichtlichen Jahreseinkommen zu bilden.

Die Beklagte trat der Klage unter Hinweis auf ihre AusfÃ¼hrungen im
Widerspruchsbescheid entgegen. Das bloÃ�e Anfordern von
Einkommensnachweisen und die Darstellung der beitragsrechtlichen Konsequenzen
bei fehlender Mitwirkung enthalte keine Regelung zu Beitragsbemessung und sei
daher kein Verwaltungsakt im Sinne des Â§ 31 SGB X. Insoweit liege lediglich eine
nicht anfechtbare Vorbereitungshandlung zur Neuberechnung der freiwilligen
BeitrÃ¤ge vor.

Mit Gerichtsbescheid vom 29. August 2019 wies das SG die Klage mit der
BegrÃ¼ndung ab, die Anfechtungsklage sei mangels Vorliegen eines
Verwaltungsaktes unzulÃ¤ssig. Mit der E-Mail vom 8. Mai 2018 habe die Beklagte
ein Auskunftsverlangen nach Â§ 206 SGB V an den KlÃ¤ger richten wollen. Dieses
kÃ¶nne in der Form eines Verwaltungsaktes erlassen werden, aber auch formlos
ergehen. Die Mitteilung vom 8. Mai 2018 weise nach dem EmpfÃ¤ngerhorizont nicht
auf einen Verwaltungsakt hin. Sie sei gerade nicht in der geforderten Form
ergangen, weshalb der KlÃ¤ger nicht habe davon ausgehen kÃ¶nnen, dass die
Beklagte eine Regelung im Sinne des Â§ 31 SGB X habe treffen wollen. Die
Mitteilung weise auch nicht auf eine mÃ¶gliche Erzwingung der Handlung hin und
enthalte keine Rechtsbehelfsbelehrung, was gegen einen Verwaltungsakt spreche.
Die zu Auskunftsverlangen nach Â§ 17 Handwerksordnung (HwO) ergangene
Rechtsprechung sei auf das sozialrechtliche Auskunftsverlangens nicht
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Ã¼bertragbar. Denn auch in Aufforderungsschreiben nach Â§ 60 Erstes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB I) sei nach dem Urteil des LSG Baden-WÃ¼rttemberg vom
14. Dezember 2007 (L 13 AS 4282/07 â�� nachfolgend bestÃ¤tigt durch
Bundessozialgericht [BSG], Urteil vom 19. Februar 2009 â�� B 4 AS 10/08 R) kein
Verwaltungsakt zu sehen, da es sich lediglich um eine MaÃ�nahme handele, die
eine eventuelle spÃ¤tere Regelung erst vorbereiten solle. Soweit das BSG im Urteil
vom 12. Juli 1989 (7 RAr 46/88) das Verlangen der ErlaubnisbehÃ¶rde gegenÃ¼ber
dem Verleiher, gemÃ¤Ã� Art. 1 Â§ 7 ArbeitnehmerÃ¼berlassungsgesetz (AÃ�G)
AuskÃ¼nfte zu erteilen, als Verwaltungsakt angesehen habe, habe dies
maÃ�geblich darauf beruht, dass die Verpflichtung zur Auskunftserteilung dort
vollstreckbar und nicht lediglich eine Vorbereitungshandlung fÃ¼r eine spÃ¤tere
Sachentscheidung gewesen sei. Mit diesem Urteil habe das BSG bestÃ¤tigt, dass
behÃ¶rdlichen MaÃ�nahmen, die eine Regelung in Aussicht stellten oder eine
spÃ¤tere Regelung vorbereiteten und nicht selbststÃ¤ndig vollstreckbar seien, der
fÃ¼r den Begriff des Verwaltungsakts unentbehrliche Regelungscharakter fehle und
sie daher nicht angefochten werden kÃ¶nnten. Ihre Ã�berprÃ¼fung finde erst im
Zusammenhang mit der Anfechtung der das Verfahren abschlieÃ�enden
Sachentscheidung statt. Dieser Rechtsgedanke sei jetzt auch in Â§ 56a
Sozialgerichtsgesetz (SGG) geregelt worden. Den Schreiben vom 8. bzw. 9. Mai
2019 sei keine AnkÃ¼ndigung bzw. Androhung einer ZwangsmaÃ�nahme zu
entnehmen. Es werde vielmehr auf die in der Sache beabsichtigte Entscheidung
hingewiesen. Eine Qualifizierung als Verwaltungsakt sei auch nicht deshalb geboten,
weil erst damit Rechtsschutz gegen das Auskunftsverlangen erÃ¶ffnet wÃ¤re.
Rechtsschutz kÃ¶nne auch gegen eine spÃ¤tere Regelung der BeitragshÃ¶he in
einem Verwaltungsakt erlangt werden.

Am 10. September 2019 hat der KlÃ¤ger dagegen beim SG Berufung zum LSG
Baden-WÃ¼rttemberg eingelegt, sein Begehren auf Aufhebung des Bescheids vom
8. Mai 2019 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 21. Mai 2019
weiterverfolgt und beantragt, die Rechtssache zur erneuten Entscheidung an das
SG zurÃ¼ckzuverweisen. Die angefochtene Entscheidung verletze sein Recht auf
rechtliches GehÃ¶r, da das SG mit Schreiben vom 12. Juli 2019 angekÃ¼ndigt habe,
durch Gerichtsbescheid entscheiden zu wollen, jedoch nicht zu erkennen gegeben
habe, in welche Richtung es entscheiden wolle. Materiell-rechtlich sei der
Gerichtsbescheid unrichtig, da das Auskunftsersuchen der Krankenkasse als
Verwaltungsakt zu werten sei. Zu Unrecht berufe sich das SG auf die Ã¤uÃ�ere
Form des Auskunftsersuchens, die nicht relevant sei. MaÃ�geblich sei der
EmpfÃ¤ngerhorizont, mithin wie ein durchschnittlicher EmpfÃ¤nger eine
Auskunftsaufforderung auffasse. Zu prÃ¼fen sei die ErfÃ¼llung der Kriterien des Â§
31 Satz 1 SGB X. Unzweifelhaft liege eine VerfÃ¼gung, Entscheidung oder andere
hoheitliche MaÃ�nahme einer BehÃ¶rde vor. Dass es sich bei der Bitte um Vorlage
der Gehaltsnachweise nicht um eine unverbindliche, freundliche Bitte handele,
werde daraus deutlich, dass fÃ¼r den Fall der Nichtvorlage, die Festsetzung von
HÃ¶chstbeitrÃ¤gen angedroht und ausdrÃ¼cklich die "Verpflichtung" zur Vorlage
hervorgehoben werde. Die Beklagte habe also einen Sachverhalt verbindlich regeln
wollen. Durch diese zwingende Aufforderung zur Preisgabe persÃ¶nlicher Daten
greife sie in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung des Versicherten ein,
weshalb nach dem Urteil des Bayerischen LSG vom 22. April 2014 (a.a.O.) von
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hoheitlichem Handeln und einem Verwaltungsakt auszugehen sei. Soweit sich das
SG auf das Urteil des LSG Baden-WÃ¼rttemberg vom 14. Dezember 2007 (a.a.O.)
sowie das diese Entscheidung bestÃ¤tigende Urteil des BSG vom 19. Februar 2009
(a.a.O.) berufen habe, sprÃ¤chen diese nicht gegen, sondern vielmehr fÃ¼r die von
ihm vertretene Auffassung. So habe das LSG die Frage der
VerwaltungsaktsqualitÃ¤t ausdrÃ¼cklich offengelassen, da es nur um die
ZulÃ¤ssigkeit einer Feststellungsklage gegangen sei und das BSG habe nicht Ã¼ber
die VerwaltungsaktsqualitÃ¤t des Aufforderungsschreibens entscheiden wollen, da
die Versicherte in dem seinerzeitigen Verfahrens dem Auskunftsersuchen der
BehÃ¶rde bereits nachgekommen sei und lediglich fÃ¼r die Zukunft habe
festgestellt werden sollen, dass kÃ¼nftig noch erfolgende Aufforderungen zur
Vorlage von KontoauszÃ¼gen rechtswidrig seien. In seinem Urteil vom 12. Juli 1989
(a.a.O.) habe das BSG allgemeine Kriterien dafÃ¼r aufgestellt, wann ein
Verwaltungsakt vorliege. Danach komme es darauf an, ob MÃ¶glichkeiten zu
ZwangsmaÃ�nahmen vorlÃ¤gen. Dies sei angesichts der angedrohten Festsetzung
von HÃ¶chstbeitrÃ¤gen und zudem von BuÃ�geldern vorliegend der Fall. Der
Hinweis des SG auf Â§ 56a SGG gehe fehl. Diese Regelung komme vorliegend schon
nicht zur Anwendung, da in dem Auskunftsersuchen ein Verwaltungsakt liege. Eine
PrÃ¼fung der Tatbestandmerkmale habe das SG insoweit jedoch unterlassen und
deren ErfÃ¼llung stattdessen vorausgesetzt. Im Ã�brigen komme Â§ 56a SGG auch
deshalb nicht zur Anwendung, weil vorliegend Vollstreckbarkeit gegeben sei. Dieser
Begriff sei weit auszulegen und umfasse jedwede Androhung einschneidender
Schritte, mithin auch die seitens der Beklagten angedrohte Festsetzung von
HÃ¶chstbeitrÃ¤gen. Das Erfordernis einer unmittelbaren RechtsschutzmÃ¶glichkeit
wegen des unmittelbaren Eingriffs in das Grundrecht auf informationelle
Selbstbestimmung folge schlieÃ�lich auch aus Art. 19 Abs. 4 Grundgesetzes (GG),
da eine KlÃ¤rung der RechtmÃ¤Ã�igkeit des Begehrens der Verwaltung im Rahmen
der Anfechtung des GebÃ¼hrenbescheides zu spÃ¤t kÃ¤me, da die Informationen
bereits erteilt wÃ¤ren.

Der KlÃ¤ger beantragt (zum Teil â�� im Hinblick auf den Hilfsantrag â��
sachdienlich gefasst),

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Freiburg vom 29. August 2019 sowie den
Bescheid der Beklagten vom 8. Mai 2019 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids
vom 21. Mai 2019 aufzuheben, hilfsweise den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Freiburg vom 29. August 2019 aufzuheben und die Rechtssache zur erneuten
Entscheidung an das Sozialgericht Freiburg zurÃ¼ckzuverweisen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r richtig.

Die Beteiligten haben sich Ã¼bereinstimmend mit einer Entscheidung des Senats
durch Urteil ohne mÃ¼ndliche Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.
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Zur weiteren Darstellung des Sachverhalts sowie des Vorbringens der Beteiligten
wird auf den Inhalt der Verfahrensakten des SG und des Senats sowie der
Verwaltungsakte der Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

1. Die gemÃ¤Ã� Â§ 151 Abs. 1 SGG form- und fristgerecht eingelegte und gemÃ¤Ã� 
Â§ 143 SGG statthafte Berufung des KlÃ¤gers, Ã¼ber die der Senat mit
EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten gemÃ¤Ã� Â§ 124 Abs. 2 SGG ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung entscheiden konnte, ist zulÃ¤ssig. Sie bedurfte insbesondere nicht der
Zulassung nach Â§ 144 Abs. 1 SGG; denn die Klage betrifft weder eine Geld-, Dienst-
oder Sachleistung noch einen hierauf gerichteten Verwaltungsakt.

2. Streitgegenstand des Verfahrens ist das Begehren des KlÃ¤gers auf Aufhebung
der mit E-Mail der Beklagten vom 8. Mai 2019 erfolgten Aufforderung, seine letzten
monatlichen Gehaltsnachweise zu Ã¼bermitteln, sowie des Widerspruchsbescheids
vom 21. Mai 2019, mit dem die Beklagte den Widerspruch des KlÃ¤gers vom 8. Mai
2019 gegen diese E-Mail mangels Vorliegen eines Verwaltungsakts zurÃ¼ckwies.

3. Die Anfechtungsklage gegen den Widerspruchsbescheid vom 21. Mai 2019 ist
statthaft und zulÃ¤ssig. Soweit das SG von einer (insgesamten) UnzulÃ¤ssigkeit der
Klage ausgegangen ist, trifft dies nicht zu. Die vom KlÃ¤ger erhobene
Anfechtungsklage war insoweit statthaft, als sie auf die Aufhebung des
Widerspruchsbescheids vom 21. Mai 2019 gerichtet war (hierzu nachfolgend a). Im
Ã�brigen war die Anfechtungsklage gegen die E-Mail der Beklagten vom 8. Mai 2019
mangels Vorliegen eines Verwaltungsakts unstatthaft (hierzu nachfolgend b) und
darÃ¼ber hinaus auch unzulÃ¤ssig gemÃ¤Ã� Â§ 56a SGG (hierzu nachfolgend c).

Die Statthaftigkeit einer Anfechtungsklage setzt voraus, dass der KlÃ¤ger im Sinne
des Â§ 54 Abs. 1 Satz 1 SGG die Aufhebung eines Verwaltungsakts begehrt. Die
Behauptung des KlÃ¤gers, dass ein Verwaltungsakt erlassen worden sei, genÃ¼gt
insoweit nicht (stÃ¤ndige Rechtsprechung, vgl. nur BSG, Urteil vom 25. MÃ¤rz 2015
â�� B 6 KA 9/14 R â�� juris, Rn. 23 m.w.N.; Keller, in: Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 12. Auflage 2017, Â§ 54 Rn. 8a).

a. Bei dem Widerspruchsbescheid vom 21. Mai 2019 handelt es sich entgegen der
Ansicht des SG um einen Verwaltungsakt im Sinne des Â§ 31 Satz 1 SGB X. Danach
ist ein Verwaltungsakt jede VerfÃ¼gung, Entscheidung oder andere hoheitliche
MaÃ�nahme, die eine BehÃ¶rde zur Regelung eines Einzelfalles auf dem Gebiet des
Ã¶ffentlichen Rechts trifft und die auf unmittelbare Rechtswirkung nach auÃ�en
gerichtet ist. Der Widerspruchsbescheid vom 21. Mai 2019 ist eine solche
Entscheidung. Denn damit traf der Widerspruchsausschusses der Beklagten Ã¼ber
den vom KlÃ¤ger am 8. Mai 2019 eingelegten Widerspruch eine abschlieÃ�ende
Entscheidung, indem er diesen Widerspruch zurÃ¼ckwies, weil er unzulÃ¤ssig und
unbegrÃ¼ndet sei.

b. Bei dem Schreiben der Beklagten vom 8. Mai 2019 handelt es sich hingegen nicht
um einen Verwaltungsakt im Sinne des Â§ 31 SGB X. Dieses Schreiben kann weder
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nach seinem Inhalt als Verwaltungsakt ausgelegt werden (hierzu nachfolgend aa),
noch handelt es sich um einen sog. formellen Verwaltungsakt (hierzu nachfolgend
bb).

Soweit der ursprÃ¼ngliche Verwaltungsakt und der Widerspruchsbescheid
gemÃ¤Ã� Â§ 95 SGG als prozessuale Einheit anzusehen sind, Ã¤ndert dies nichts.
Denn dem Widerspruchsbescheid vom 21. Mai 2019 ging im Sinne dieser Regelung
gerade kein Verwaltungsakt voraus. Mangels Vorliegen eines ursprÃ¼nglichen
Verwaltungsakts kann daher auch allein der Widerspruchsbescheid angefochten
werden (B. Schmidt, a.a.O. Â§ 95 Rn. 3b; Breitkreuz, in: Breitkreuz/Fichte, SGG, 2.
Aufl. 2014, Â§ 95 Rn. 4). Aus der Regelung in Â§ 95 SGG, wonach Gegenstand der
Klage der ursprÃ¼ngliche Verwaltungsakt in der Gestalt ist, die er durch den
Widerspruchsbescheid gefunden hat, ist zu folgern, dass erst der
Widerspruchsbescheid einem etwaigen Verwaltungsakt die fÃ¼r die gerichtliche
Kontrolle maÃ�gebende Form gibt. Ein Verwaltungsakt, der die Anfechtungsklage
erÃ¶ffnet, liegt daher vor, wenn zwar der ursprÃ¼ngliche Akt kein Verwaltungsakt
war, jedoch der Widerspruchsbescheid aus der schlichten WillenserklÃ¤rung der
BehÃ¶rde einen Verwaltungsakt macht (BSG, Urteil vom 18. September 1997 â�� 
11 RAr 85/96 â�� juris, Rn. 15; Hessisches LSG, Urteil vom 09. Januar 2019 â�� L 4
SO 59/18 ZVW â�� juris, Rn. 47; Â§ 95 Rn. 3; Breitkreuz in: Breitkreuz/Fichte, SGG,
2. Aufl. 2014, Â§ 95, Rn. 4). So liegt der Fall hier indes nicht. Der
Widerspruchsbescheid vom 21. Mai 2019 hat den Widerspruch des KlÃ¤gers
ausdrÃ¼cklich als unzulÃ¤ssig angesehen und dies damit begrÃ¼ndet, dass die
beanstandete E-Mail vom 8. Mai 2019 kein Verwaltungsakt i.S. von Â§ 31 SGB X ist.

aa) Den AusfÃ¼hrungen der Beklagten in ihrer an den KlÃ¤ger gerichteten E-Mail
vom 8. Mai 2019 ist keine VerwaltungsaktsqualitÃ¤t beizumessen. Das SG hat in der
angefochtenen Entscheidung zutreffend ausgefÃ¼hrt, dass die Heranziehung zu
einer Auskunft ein Verwaltungsakt sein kann, ein solches Auskunftsverlangen
jedoch nicht regelmÃ¤Ã�ig als Verwaltungsakt zu qualifizieren ist (vgl. BSG, Urteil
vom 12. Juli 1989, a.a.O. Rn. 23 m.w.N.). Mit der in Rede stehenden Aufforderung
liegt â�� wovon der KlÃ¤ger zutreffend ausgeht â�� zwar eine hoheitliche
MaÃ�nahme einer BehÃ¶rde vor, allerdings muss einer solchen MaÃ�nahme, soll sie
den Verwaltungsaktsbegriff erfÃ¼llen, Regelungscharakter beizumessen sein. Dies
war vorliegend nicht der Fall. Eine MaÃ�nahme hat nur dann Regelungscharakter,
wenn sie nach ihrem ErklÃ¤rungsgehalt darauf gerichtet ist, eine verbindliche
Rechtsfolge zu setzen. Eine Regelung ist deshalb jede einseitige durch eine
BehÃ¶rde vorgenommene BegrÃ¼ndung, Aufhebung, Ã�nderung oder bindende
Feststellung eines subjektiven Rechts oder einer Pflicht des Adressaten (Siewert, in:
Diering/Timme/StÃ¤hler, Sozialgesetzbuch X, 5. Auflage 2018, Â§ 31 Rn. 27 mit
zahlreichen Hinweisen auf Rechtsprechung). Im Hinblick auf ein Auskunftsverlangen
hat das BSG in seinem Urteil vom 12. Juli 1989 (a.a.O., Rn. 25) ausgefÃ¼hrt, dass
eine behÃ¶rdliche MaÃ�nahme nicht schon dann Regelungscharakter hat, wenn
eine abstrakte und generelle Rechtspflicht im Einzelfall konkretisiert wird, vielmehr
muss hinzukommen, dass die behÃ¶rdliche MaÃ�nahme nach ihrem objektiven
ErklÃ¤rungsgehalt darauf gerichtet ist, die Rechtsfolge, d.h. die Verpflichtung zu
einer bestimmten Auskunft, kraft hoheitlicher Gewalt mit unmittelbarer Wirkung
nach auÃ�en abschlieÃ�end verbindlich zu regeln. Der Ausspruch der BehÃ¶rde
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muss daher potentielle Verbindlichkeit beanspruchen. Schlichte Anfragen, auch
wenn die Auskunftserteilung gesetzlich vorgeschrieben ist, genÃ¼gen nicht. Die
BehÃ¶rde darf den Betroffenen also nicht lediglich um Auskunft gebeten haben. Das
Auskunftsverlangen der BehÃ¶rde muss vielmehr erkennen lassen, dass sie den
Betroffenen zu Erteilung der Auskunft bindend verpflichten will. Aus der
behÃ¶rdlichen MaÃ�nahme muss deshalb der Regelungswille der BehÃ¶rde
erkennbar sein, und zwar auch fÃ¼r den Adressaten (BSG, a.a.O). Eine Regelung
setzt mithin voraus, dass die BehÃ¶rde auch den Willen hat, verbindlich
festzulegen, was fÃ¼r den einzelnen rechtens sein soll. Dies kennzeichnet den
Verwaltungsakt als verwaltungsrechtliche WillenserklÃ¤rung. Soweit beim Fehlen
einer eindeutigen Bezeichnung als Bescheid, Beschluss, Anordnung etc. oder auch
bei Verwendung einer bÃ¼rgernahen Sprache zweifelhaft ist, ob ein Regelungswille,
der auf die Setzung einer Rechtsfolge gerichtet ist, vorliegt, ist die ErklÃ¤rung unter
entsprechender Anwendung der GrundsÃ¤tze Ã¼ber die Auslegung von
WillenserklÃ¤rungen auszulegen. Dabei richtet sich die Qualifizierung von
Verwaltungshandeln als Verwaltungsakt nicht danach, von welcher Vorstellung die
BehÃ¶rde ausgegangen ist. MaÃ�geblich ist vielmehr in Anwendung der fÃ¼r die
Auslegung von WillenserklÃ¤rungen maÃ�geblichen GrundsÃ¤tze (Â§Â§ 133, 157
BÃ¼rgerliches Gesetzbuch [BGB]) der objektive Sinngehalt ihrer ErklÃ¤rung, d.h.
wie der EmpfÃ¤nger die ErklÃ¤rung bei verstÃ¤ndiger WÃ¼rdigung nach den
UmstÃ¤nden des Einzelfalles objektiv verstehen musste (BSG, Urteil vom 26.
November 2019 â�� B 2 U 29/17 R â�� juris Rn. 10; Urteil vom 17. Juni 2008 â�� B 8
AY 8/07 R â�� juris, Rn. 12; vom 28. Oktober 2008 â�� B 8 SO 33/07 R â�� juris, Rn.
15) bzw. das objektivierte EmpfÃ¤ngerverstÃ¤ndnis (BSG, Urteil vom 10. Juli 2012
â�� B 13 R 85/11 R â�� juris, Rn. 25). Zur Bestimmung des objektiven
Regelungsgehaltes eines Verwaltungsaktes kommt es mithin darauf an, wie
Adressaten und Drittbetroffene ihn nach Treu und Glauben verstehen mussten bzw.
durften. Unklarheiten gehen zu Lasten der BehÃ¶rde (BSG, Urteil vom 26.
November 2019 â�� B 2 U 29/17 R â�� juris, Rn. 10 m.w.N.). Dabei ist auch die
Ã¤uÃ�ere Form der MaÃ�nahme mit zu berÃ¼cksichtigen, mithin bspw. die
Bezeichnung eines Schreibens als Bescheid oder das AnfÃ¼gen einer
Rechtsmittelbelehrung (Engelmann, in: von Wulffen/SchÃ¼tze, SGB X, 8. Aufl. 2014,
Â§ 31 Rn. 23 ff. mit zahlreichen Hinweisen auf Rechtsprechung).

Ausgehend hiervon ist die Beklagte und ihr folgend das SG zu Recht davon
ausgegangen, dass der EmpfÃ¤nger der E-Mail vom 8. Mai 2019 bei verstÃ¤ndiger
WÃ¼rdigung nicht davon ausgehen konnte, dass die Beklagten damit eine
verbindliche Pflicht des KlÃ¤gers zur Vorlage der monatlichen Gehaltsnachweise
begrÃ¼nden wollte. Die ErklÃ¤rungen der Beklagten erschÃ¶pfen sich in der als
Bitte formulierten und an den KlÃ¤ger gerichteten Aufforderung, seine letzten
monatlichen Gehaltsnachweise zur Berechnung der von ihm zu entrichtenden
BeitrÃ¤ge zur Kranken- und Pflegeversicherung vorzulegen. Eine Ã¼ber diese
Aufforderung hinausgehende verbindliche Verpflichtung des KlÃ¤gers zur Erteilung
der begehrten Auskunft lÃ¤sst sich den AusfÃ¼hrungen nicht entnehmen. Darin
finden sich weder die Begriffe Bescheid oder Beschluss, noch wird die Bezeichnung
Anordnung verwendet und der Einsatz von Zwangsmittel wird nicht einmal
ansatzweise erwÃ¤hnt. Auch die Ã¤uÃ�ere Form der AusfÃ¼hrungen, die die
Sachbearbeiterin als E-Mail an den KlÃ¤ger richtete, weist nicht auf einen
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Verwaltungsakt hin. Nach Â§ 33 Abs. 2 Satz 1 SGB X kann ein Verwaltungsakt
schriftlich, elektronisch, mÃ¼ndlich oder in anderer Weise erlassen werden.
Vorliegend hat die Beklagte den KlÃ¤ger am 8. Mai 2019 mit einfacher E-Mail
elektronisch angeschrieben. Die elektronische Form i.S. von Â§ 33 Abs. 2 Satz 1 SGB
X wird aber nur durch eine qualifiziert signierte Datei gewahrt (vgl. Â§ 36a Abs. 2
Satz 2 SGB I), die den MaÃ�gaben der Verordnung Ã¼ber den elektronischen
Rechtsverkehr entspricht (Herbe, in: Ehmann/Karmanski/Kuhn-Zuber,
Gesamtkommentar SRB, SGB X, 2. Aufl. 2018, Â§ 33 Rn. 6; Pattar, in:
Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB X, Stand Dezember 2017, Â§ 33 Rn. 78). Dieser Fall
liegt hier nicht vor, sodass die vorliegende Ã�bersendung einer einfachen, d.h. nicht
qualifiziert signierten E-Mail nicht auf das Vorliegen eines Verwaltungsaktes
hinweist.

SchlieÃ�lich ist den AusfÃ¼hrungen in der E-Mail vom 8. Mai 2019 auch keine
Rechtsbehelfsbelehrung (vgl. Â§Â§ 66 Abs. 1, 84 Abs. 2 Satz 3 SGG) angefÃ¼gt, die
auf einen Regelungswillen der Beklagten schlieÃ�en lassen kÃ¶nnte. Angesichts des
vorausgegangenen Schriftwechsels mit dem KlÃ¤ger weist dieses Vorgehen bei
verstÃ¤ndiger WÃ¼rdigung â�� ganz im Gegenteil â�� gerade auf einen fehlenden
Regelungswillen hin. Denn damit entsprach die Beklagte gerade nicht der
Aufforderung des KlÃ¤gers im Rahmen seiner E-Mail vom 10. April 2019, ihr
Auskunftsersuchen "fÃ¶rmlich und mit Rechtsmittelbelehrung" an ihn zu richten.
Die Beklagte wÃ¤hlte weder die vom KlÃ¤ger ausdrÃ¼cklich gewÃ¼nschte
Schriftform noch versah sie ihre AusfÃ¼hrungen mit einer auf einen Verwaltungsakt
hinweisenden Rechtsbehelfsbelehrung.

Soweit der KlÃ¤ger geltend macht, die Beklagte habe nicht lediglich eine
unverbindliche freundliche Bitte geÃ¤uÃ�ert, da ihm fÃ¼r den Fall der Nichtvorlage
die Festsetzung von HÃ¶chstbeitrÃ¤gen angedroht und ausdrÃ¼cklich die
"Verpflichtung" zur Auskunftserteilung hervorgehoben worden sei, trifft all dies auf
das vom KlÃ¤ger angefochtene Schreiben vom 8. Mai 2019 nicht zu. Das in Rede
stehende Schreiben enthÃ¤lt weder eine Androhung fÃ¼r den Fall der Nichtvorlage
der angeforderten Gehaltsnachweise, noch verwendete die Beklagte darin den
Begriff "Verpflichtung". Soweit darin die monatlichen Gehaltsnachweise
angesprochen werden, erschÃ¶pfen sich die AusfÃ¼hrungen vielmehr in der
(nochmaligen) Bitte, diese vorzulegen, damit der Beitrag berechnet werden kann.
Ob der dargelegte, dem angefochtenen Schreiben vom KlÃ¤ger zugeschriebene
Inhalt Regelungswirkung beizumessen wÃ¤re, ist daher nicht relevant.

Soweit demgegenÃ¼ber die E-Mail und das Schreiben der Beklagten vom 9. Mai
2019 Hinweise auf die dem KlÃ¤ger obliegende Auskunfts-, Mitteilungs- und
Vorlagepflicht gemÃ¤Ã� Â§ 206 Abs. 1 SGB V sowie ihre weitere Vorgehensweise
fÃ¼r den Fall, dass der KlÃ¤ger seinen entsprechenden Pflichten weiterhin nicht
nachkommt (Einstufung nach HÃ¶chstbeitrÃ¤gen) enthÃ¤lt, weist der Senat darauf
hin, dass auch diesen AusfÃ¼hrungen eine "Androhung" von Zwangsmitteln â�� wie
der KlÃ¤ger meint â�� nicht entnommen werden kann. Sowohl in der E-Mail als
auch in dem nachfolgenden Schreiben vom 9. Mai 2019 informierte die Beklagte
den KlÃ¤ger lediglich Ã¼ber seine gesetzliche Auskunftspflicht und die
entsprechende Rechtsgrundlage sowie ihre weitere Vorgehensweise, falls der
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KlÃ¤ger seiner entsprechenden Pflicht weiterhin nicht nachkommen sollte. In
diesem Fall werde sie die BeitrÃ¤ge unter Zugrundelegung von HÃ¶chstbeitrÃ¤gen
durch Bescheid festsetzen. Darin liegt ein rechtlicher Hinweis auf die Folgen der
fehlenden Mitwirkung des KlÃ¤gers, jedoch keine Androhung von Zwangsmitteln.
DemgegenÃ¼ber wies die Beklagte den KlÃ¤ger gleichermaÃ�en auf seine
RechtsschutzmÃ¶glichkeit gegen den in Aussicht gestellten Bescheid hin, dass er
hiergegen nÃ¤mlich Widerspruch einlegen, mithin die RechtmÃ¤Ã�igkeit der
getroffenen Entscheidung einer Ã�berprÃ¼fung unterziehen lassen kann. Der
KlÃ¤ger sieht sich in seiner Rechtsauffassung daher auch zu Unrecht durch das
Urteil des BSG vom 12. Juli 1989 (a.a.O.) bestÃ¤tigt. Diesem Rechtsstreit lag kein
mit dem vorliegenden Verfahren vergleichbarer Sachverhalt zu Grunde. So enthielt
das vom BSG in jenem Verfahren als Verwaltungsakt beurteilte Schreiben neben der
Rechtsgrundlage fÃ¼r die angeforderte Auskunft nÃ¤mlich gerade den Hinweis,
dass die Verletzung der Auskunftspflicht als Ordnungswidrigkeit geahndet werden
kÃ¶nne und die BehÃ¶rde hatte â�� so das BSG weiter â�� durch die fÃ¶rmliche
Zustellung dieses Schreibens zudem deutlich zum Ausdruck gebracht, dass die
KlÃ¤gerin hoheitlich verbindlich verpflichtet werden sollte, die in Rede stehenden
AuskÃ¼nfte zu erteilen und diese Verpflichtung auch durchgesetzt werden sollte.

Soweit der KlÃ¤ger sich auf die Entscheidung des Bayerischen LSG vom 22. April
2015 (a.a.O.) stÃ¼tzt, lÃ¤sst sich auch hieraus keine fÃ¼r ihn gÃ¼nstige
Entscheidung herleiten. Auch das jenem Verfahren zu Grunde liegende
Auskunftsverlangen ist mit dem vorliegenden nicht vergleichbar. Gegenstand jenes
Verfahrens war ein Ã¶ffentlich-rechtliches Auskunftsverlangen wegen eines
Unterhaltsanspruchs einer LeistungsempfÃ¤ngerin der damaligen Beklagten. Dabei
sah das LSG in dem an den Unterhaltspflichtigen gerichteten "Schreiben" mit dem
Verlangen, Auskunft zu seinen Einkommens- und VermÃ¶gensverhÃ¤ltnissen zu
erteilen, einen Verwaltungsakt. Auch wenn der Wortlaut dieses Schreibens in dem
Urteilsabdruck nicht nÃ¤her dargelegt wird, ergibt sich aus den
EntscheidungsgrÃ¼nden, dass darin eine Anzeige der LeistungsgewÃ¤hrung, ein
Hinweis auf die zivilrechtliche Rechtslage und eine Rechtsbehelfsbelehrung
enthalten waren, unter Fristsetzung die Preisgabe bestimmter persÃ¶nlicher Daten
verlangt wurde und fÃ¼r den Fall der Nichtbefolgung Sanktionen angedroht
wurden. Der Inhalt jenes Schreibens lÃ¤sst sich mit der vorliegend zu beurteilenden
E-Mail vom 8. Mai 2019 daher auch nicht ansatzweise vergleichen, im Ã�brigen
auch nicht mit dem Inhalt der E-Mail und des Schreibens vom 9. Mai 2019, die
gerade keine Androhung von Sanktionen enthalten. Soweit sich der KlÃ¤ger darauf
stÃ¼tzt, dass das LSG ausfÃ¼hrte, die Regelung bestehe im Eingriff in das Recht
auf informationelle Selbstbestimmung durch das Verlangen der Preisgabe
bestimmter persÃ¶nlicher Daten, erscheint diese Formulierung missverstÃ¤ndlich.
Denn sie legt die Vermutung nahe, dass jeglichem Auskunftsverlangen, das das
Recht auf informationelle Selbstbestimmung berÃ¼hrt, eine Regelungswirkung im
Sinne des Â§ 31 SGB X beizumessen sei. Dies ist aber ganz offensichtlich nicht der
Fall, da der BehÃ¶rde â�� wie bereits dargelegt â�� ein Wahlrecht zusteht, in
welcher Form sie sicherstellt, die erforderlichen AuskÃ¼nfte zu erhalten. Vorliegend
hat die Beklagte fÃ¼r ihr Auskunftsverlangen â�� wie ausgefÃ¼hrt â�� gerade
nicht die Rechtsform des Verwaltungsakts gewÃ¤hlt.
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Soweit der KlÃ¤ger im Hinblick auf das vom SG herangezogene Urteil des LSG
Baden-WÃ¼rttemberg vom 14. Dezember 2007 (a.a.O.) und das die Revision
zurÃ¼ckweisende Urteil des BSG vom 19. Februar 2009 (a.a.O.) darauf hingewiesen
hat, dass jene Entscheidungen nicht gegen, sondern fÃ¼r die von ihm vertretene
Auffassung sprÃ¤chen, trifft dies nicht zu. Der KlÃ¤ger hat zwar zutreffend darauf
hingewiesen, dass das BSG sich mit der Frage der VerwaltungsaktsqualitÃ¤t des
Schreibens der damaligen Beklagten, mit dem sie die KlÃ¤gerin aufforderte, u.a. die
kompletten KontoauszÃ¼ge der letzten drei Monate vorzulegen, nicht
auseinandergesetzt hat (Gegenstand war keine Anfechtungs-, sondern eine
Feststellungsklage). DemgegenÃ¼ber hat das LSG diese Frage â�� entgegen der
Behauptung des KlÃ¤gers â�� nicht ausdrÃ¼cklich offengelassen, sondern
stattdessen ausgefÃ¼hrt, dass es sich angesichts des Inhalts des Schreibens nicht
um einen Verwaltungsakt handele, sondern um eine MaÃ�nahme, die eine
eventuelle spÃ¤tere, unmittelbar die Bewilligung von Arbeitslosengeld betreffende
Regelung erst vorbereiten sollte. In diesem Sinne werden auch im vorliegenden
Verfahren die von der Beklagten angeforderten monatlichen Gehaltsnachweise zur
Vorbereitung der endgÃ¼ltigen Festsetzung der BeitrÃ¤ge zur Kranken-und
Pflegeversicherung benÃ¶tigt.

Eine Qualifizierung als Verwaltungsakt ist schlieÃ�lich auch nicht aus
verfassungsrechtlichen GrÃ¼nden auf Grund der Garantie effektiven
Rechtsschutzes geboten (Art. 19 Abs. 4 GG). Zutreffend hat das SG insoweit darauf
hingewiesen, dass der KlÃ¤ger Rechtsschutz gegen den die BeitrÃ¤ge endgÃ¼ltig
festsetzenden Bescheid erlangen kann. Im Ã�brigen fÃ¼hrt der KlÃ¤ger im Hinblick
auf den Beitragsbescheid vom 14. Mai 2018, mit dem die Beklagte die BeitrÃ¤ge zur
Kranken- und Pflegeversicherung ab 1. Juli 2016 festsetzte, beim SG bereits das
Verfahren S 11 KR 3662/18. Auch im Rahmen dessen ist die Frage zu klÃ¤ren, in
welcher Form die vom KlÃ¤ger in wechselnder HÃ¶he erzielten monatlichen
EinkÃ¼nfte der Beitragsbemessung zu Grunde zu legen sind. Soweit der KlÃ¤ger
meint, die KlÃ¤rung der ZulÃ¤ssigkeit des Auskunftsverlangens im Rahmen der
Anfechtung des angekÃ¼ndigten Beitragsbescheids erfolge zu spÃ¤t, weil zu
diesem Zeitpunkt die Informationen bereits erteilt seien, ist dies nicht
verstÃ¤ndlich. Denn diese Folge kann er dadurch vermeiden, dass er dem aus
seiner Sicht unzulÃ¤ssigen Auskunftsersuchen weiterhin nicht nachkommt.

bb) Ein bloÃ� formeller Verwaltungsakt, der die Kriterien des Â§ 31 SGB X zwar nicht
erfÃ¼llt und daher materiell-rechtlich kein Verwaltungsakt ist, aus GrÃ¼nden des
effektiven Rechtsschutzes (Art. 19 Abs. 4 Satz 1 GG) jedoch mit der
Anfechtungsklage angegriffen werden kann, weil der Adressat einer solchen
ErklÃ¤rung unerlaubt mit dem Risiko belastet wird, dass diese spÃ¤ter in anderem
Zusammenhang unzutreffend als bestandskrÃ¤ftiger Verwaltungsakt qualifiziert
wird (vgl. Keller, a.a.O., Anhang Â§ 54 Rn. 4), liegt nicht vor. Denn die Beklagte hat
das formlos mit E-Mail an den KlÃ¤ger gerichtete Schreiben vom 8. Mai 2019 nicht
fÃ¶rmlich als "Bescheid" ausgestaltet und diesem auch keine
Rechtsbehelfsbelehrung angefÃ¼gt (vgl. Engelmann, a.a.O. Â§ 31 Rn. 22a f. mit
Hinweisen auf die Rechtsprechung; zur Anfechtbarkeit von Form-Verwaltungsakten
Senatsurteil vom 13. Dezember 2019 â�� L 4 R 2333/17 â�� juris, Rn. 95 m.w.N.).
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c. Die Klage gegen das Schreiben der Beklagten vom 8. Mai 2019 war auch im
Hinblick auf Â§ 56a Satz 1 SGG unzulÃ¤ssig. Danach kÃ¶nnen Rechtsbehelfe gegen
behÃ¶rdliche Verfahrenshandlungen nur gleichzeitig mit den gegen die
Sachentscheidung zulÃ¤ssigen Rechtsbehelfen geltend gemacht werden. Dies gilt
nach Satz 2 der Regelung nur dann nicht, wenn behÃ¶rdliche
Verfahrenshandlungen vollstreckt werden kÃ¶nnen oder gegen einen
Nichtbeteiligten ergehen.

Bei der Aufforderung der Beklagten, der KlÃ¤ger mÃ¶ge seine monatlichen
EinkÃ¼nfte durch Vorlage von Gehaltsnachweisem belegen, handelt es sich um
eine behÃ¶rdliche Verfahrenshandlung in diesem Sinne. Verfahrenshandlung im
Sinne des Â§ 56a SGG ist jede behÃ¶rdliche MaÃ�nahme, die Teil eines konkreten
Verwaltungsverfahrens ist, dieses aber nicht mit einer Sachentscheidung
abschlieÃ�t, sondern die Sachentscheidung lediglich vorbereitet. Hierzu gehÃ¶rt
bspw. die BeschrÃ¤nkung von Akteneinsicht, die Bestellung von SachverstÃ¤ndigen
durch den LeistungstrÃ¤ger und auch die Heranziehung des LeistungsempfÃ¤ngers
zur Mitwirkung oder zu AuskÃ¼nften (Scholz, in: Roos/Wahrendorf, SGG, 1. Auflage
2014, Â§ 56a Rn. 5 f.). Vorliegend forderte die Beklagte den KlÃ¤ger im Hinblick auf
die beabsichtigte endgÃ¼ltige Festsetzung seiner BeitrÃ¤ge zur Kranken- und
Pflegeversicherung auf, in ErfÃ¼llung seiner Auskunfts- und Vorlagepflicht
gemÃ¤Ã� Â§ 206 SGB V seine monatlichen EinkÃ¼nfte durch Vorlage
entsprechender Gehaltsnachweise zu belegen. Dieses Verlangen diente
dementsprechend der Vorbereitung der abschlieÃ�enden Sachentscheidung in Form
der Beitragsfestsetzung.

Seine EinwÃ¤nde gegen das Auskunftsersuchen der Beklagten kann der KlÃ¤ger
daher nur mit den zulÃ¤ssigen Rechtsbehelfen gegen die entsprechende
Beitragsfestsetzung der Beklagten geltend machen, somit durch Widerspruch gegen
diesen Beitragsbescheid und nach Erlass des den Widerspruch zurÃ¼ckweisenden
Widerspruchbescheids mit einer dagegen gerichteten Klage.

Die Anwendung dieser Regelung wird â�� anders als der KlÃ¤ger meint â�� nicht
durch Satz 2 ausgeschlossen. Danach sind vollstreckbare Verfahrenshandlungen
vom grundsÃ¤tzlichen Ausschluss isolierter Rechtsbehelfe ausgenommen.
Vollstreckbar sind alle Verfahrenshandlungen, die mit Mitteln des
Verwaltungszwangs unmittelbar durchgesetzt werden kÃ¶nnen. Hiervon werden die
vorliegend in Rede stehenden Mitwirkungspflichten des KlÃ¤gers jedoch nicht
erfasst. Diese kÃ¶nnen selbst nicht mit den Mitteln des Verwaltungszwangs
durchgesetzt werden, sie kÃ¶nnen im Fall einer Verletzung lediglich zu einem
Rechtsverlust, mithin zu einem Rechtsnachteil fÃ¼hren (Scholz, a.a.O., Rn. 11).

4. Die Berufung des KlÃ¤gers ist â�� soweit die Klage zulÃ¤ssig war â��
unbegrÃ¼ndet. Denn der Widerspruchsbescheid der Beklagten vom 21. Mai 2019
ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten. Die Beklagte
wies mit diesem Bescheid den vom KlÃ¤ger gegen das Schreiben vom 8. Mai 2019
erhobenen Widerspruch zu Recht zurÃ¼ck. Sie ging insoweit â�� wie oben bereits
nÃ¤her dargelegt â�� mangels Regelungswirkung zutreffend davon aus, dass kein
Verwaltungsakt vorlag, weshalb der eingelegte Widerspruch unstatthaft und damit
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bereits unzulÃ¤ssig war.

Eine ZurÃ¼ckverweisung der Sache an das SG war nicht angezeigt. Die
Voraussetzungen des Â§ 159 Abs. 1 SGG lagen nicht vor. Nach dieser Regelung
kann das LSG durch Urteil die angefochtene Entscheidung aufheben und die Sache
an das Sozialgericht zurÃ¼ckverweisen, wenn dieses die Klage abgewiesen hat,
ohne in der Sache selbst zu entscheiden (Nr. 1) oder das Verfahren an einem
wesentlichen Mangel leidet und auf Grund dieses Mangels eine umfangreiche und
aufwÃ¤ndige Beweisaufnahme notwendig ist (Nr. 2). Der Senat kann dahingestellt
sein lassen, ob der vom KlÃ¤ger als Verfahrensmangel geltend gemachte VerstoÃ�
gegen das rechtliche GehÃ¶r tatsÃ¤chlich vorliegt, nachdem das SG mit Schreiben
vom 24. Mai 2019 ausfÃ¼hrliche rechtliche Hinweise zur fehlenden Erfolgsaussicht
der Klage machte und der KlÃ¤ger sich hierzu umfangreich mit seinen
SchriftsÃ¤tzen vom 11. Juni, 16. Juli und 9. August 2019 Ã¤uÃ�erte. Denn die
weitere Voraussetzung dieser Vorschrift liegt nicht vor, weil auf Grund des
behaupteten Verfahrensmangels keine Beweisaufnahme unterblieb. Das SG konnte
auf der Grundlage des Vorbringens der Beteiligten und der beigezogenen
Verwaltungsakte eine Sachentscheidung treffen, ohne dass es einer
Beweisaufnahme bedurfte.

5. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 Satz 1, Abs. 4 SGG.

6. Die Revision war nicht zuzulassen, da GrÃ¼nde hierfÃ¼r (vgl. Â§ 160 Abs. 2 SGG)
nicht vorliegen.

Erstellt am: 14.07.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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